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Mehrbelastungen für Bürger und Wirtschaft durch neues Haushaltsrecht

„Haushaltsregeln müssen realistisch bleiben“

Stuttgart.    Gegen unrealistische Anforderungen an die kommunale Finanzwirtschaft durch ein neues Haushaltsrecht wendet sich der Gemeindetag Baden-Württemberg. „Das neue Haushaltsrecht treibt einen Großteil der Städte und Gemeinden buchhalterisch in die roten Zahlen. Es ist deshalb nicht praxistauglich“, warnte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Dabei komme es vor allem auf die Regeln für den Haushaltsausgleich an.

Gemeinderäte entscheiden lassen

Für den Haushaltsausgleich, verlangt der Gemeindetag, soll es auch künftig genügen, dass mindestens die für die Kredittilgung notwendige Liquidität erwirtschaftet wird. Ob darüber hinaus auch der nicht zahlungswirksame Ressourcenverbrauch – also vor allem Abschreibungen – bei entsprechender Ertragslage abgedeckt werden kann, müsse den Gemeinderäten überlassen werden. Das müsse entsprechend auch für die Bemessung der Kreisumlage gelten.

Der Gemeindetag fordert, zwischen dem Ausweis und dem Ausgleich des Ressourcenverbrauchs zu unterscheiden. Für die angestrebte Transparenz genüge der Ausweis. Über den Grad des Ausgleichs durch höhere Abgaben müsse der Gemeinderat entscheiden.

Abschreibungen auf kommunales Anlagevermögen können vom Großteil der Gemeinden nicht vollständig erwirtschaftet werden, so der Gemeindetag. Die damit verbundenen Mehrbelastungen für Bürger und Wirtschaft seien politisch nicht durchsetzbar. „Das bringt auch Gemeinden, die heute solide ausgeglichene Haushalte haben, über kurz oder lang unter die Kuratel der Aufsichtsbehörden“, erwartet Kehle. 

Die neuen Regeln über den Haushaltsausgleich sollten eine vernünftige Finanzierung öffentlicher Aufgaben sicherstellen, keine unrealistischen Anforderungen aufstellen, so Kehle.

Falsches Signal: Haushaltsstrukturkonzept

Kritisiert wird auch die generelle Verpflichtung zu einem Haushaltsstrukturkonzept. Was in anderen Bundesländern leider üblich sei, dürfe in Baden-Württemberg nicht zur Regel werden. „Das wäre politisch ein falsches Signal“, warnte Kehle. Die Städte und Gemeinden im Land hätten jahrzehntelang bewiesen, dass sie mit den Regeln zum Haushaltsausgleich verantwortungsbewusst umgehen.

„Wir wollen kein kommunales NSI“

Unnötige Bürokratie sieht der Kommunalverband zudem im geplanten Konzernabschluss, der Eigenbetriebe, Zweckverbände und kommunale Unternehmen einschließen soll. In den meisten kleinen Städten und Gemeinden bringe er keine zusätzlichen Erkenntnisse und dürfe daher nicht für alle verbindlich vorgeschrieben werden. „Wir wollen kein kommunales NSI“, sagte Kehle. Die Kosten der Umstellung des kommunalen Haushaltsrechts seien nicht annähernd vollständig ermittelt. Eine Kosten-Nutzen-Abwägung fehle ganz.

„Alles was für die Umstellung bei den Kommunen ins Feld geführt wird, gilt erst recht für das Land“, so Kehle. „Da wäre es nur konsequent, wenn das Land seine Haushaltswirtschaft auch auf den Ressourcenverbrauch umstellen würde.“

Nach Angaben des Innenministeriums soll das neue kommunale Haushaltsrecht 2008 in Kraft treten. Geplant ist eine Übergangsfrist für die Umstellung der Gemeindehaushalte auf das neue Rechnungswesen bis 2016.
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